
Aktenzeichen:

12RJ220/6’! Im Namen des Volkes

In Sachen

Zugestellt
am 60 Januar 1964
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Klägerin und Revisionsklägerin‚

gegen

0 o o 9 o o c ° ° 0 o o o o 0 o a o o ' o o o o

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 12° Senat des Bundessozialgerichts

.im Verfahren ohne mündliche Verhandlung.am

28° August 1963 unter Mitwirkung von

Senatspräsid8ht R a a c k

als‘Vorsitzendem‚

Bundesrichter. Dr° D‘a p p r i c h
'und Bundesrichter Dro- S C'h w a n k h a

r t

als weiteren Berufsrichtern, '

Bundessozialrichter Dro Lve d e r e r
und Bundessozialrichter S c h i e b e 1

als ehrenamtlichen Richtern

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil

des Landessozialgeriéhts Rheinland—Pfalz
vom 50 Mai 1961 wird zurückgewiesen°

Die Beklagten haben einander Kosten nicht

zu erstatten°
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G r g n d e

Die Klägerin begehrt Hinterbliebenenrente nach S 1265 der .

Reichsversicherungsordnung —RVO« (sogo Geschiedenen-Witwen—

rente) aus der Versicherung ihres früheren Ehemannes°

Die Ehe der Klägerin mit dem am 1° Februar 1912 geborenen
Johann Base:-wurde am 14° November 1939 aus Alleinverschulden
des Ehemannes geschieden° Der Versicherte wurde im Jahre 1941

wegen Diebstahls zu einer dreijährigen Zuchthausstrafe verur-

teilt und nach Verbüßung seiner SQrafe in das Konzentrations—

lager Buchenwald verbracht„ Seit Dezember 1944 sind von ihm
keine Nachrichten mehr eingegangen° Er wurde durch Beschluß'

des Amtsgerichts Mayen vom 60 Dezember 1949 für tot erklärt;4

als Zeitpunkt des Todes wurde der 8° Mai 1945 festgestellt°

Mit Bescheid vom 100 April 1958 lehnte die Beklagte den Antrag
der Klägerin auf Gewährung von Geschiedenen—Witwenrente mit

der Begründung ab, daß der Versicherte zur Zeit seines Todes

der Klägerin keinen Unterhalt nach den Vorschriften des Ehe_

gesetzes (EheG) oder aus sonstigen Gründen zu leisten gehabt
habe und auch im letzten Jahre vor seinem Tode tatsächlich

keinen Unterhalt gelei$tet habe„

DasSozialgericht (so) hat mit Urteil vom250Oktober1959
den angefochtenen Bescheid aufgehoben und die Beklagte verw

urteilt, der Klägerin "Witwenrente ab Antrag zu zahlen"„-Der

Anspruch der Klägerin auf Witwenrente sei begründet, weil der

versicherte zur Zeit seines Todes der Klägerin nach den Vor—

schriften des EheG und auf Grund einer einstweiligen Vera

fügung des Amtsgerichts Düsseldorf Unterhalt zu leisten

'sehabt habe„ Es sei rechtlich ohneBedeutung,daßder Ver“
sicherte zur Zeit seines Todesnicht mehr fähig gewesensei,
diesen Unterhalt zu zahlen. '
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Das Berufungsgericht hat durch Urteil vom }, Mai 1961 das

Urteil des SG aufgehoben und die Klage abgewiesen; es hat

die Revision zugelassen°

Zur Begründung hat es ausgeführt: Der Versicherte habe der

Klägerin zur Zeit seines Todes nach den damals geltenden

es 66 und 67 EheG vom 6° Juli 1938 (BGBl I s, 807) nicht

Unterhalt zu leisten gehabt, weil er sich seit 1941in
‘Haft, anschließendim Zuchthausundim Anschlußdaranim
Konzentrationslager Buchenwald befunden habe und somit

nicht fähig gewesen sei, einen Unterhaltsbeitrag zu

leistcn„w Der Versicherte habe auch zur Zeit seines Todes

nicht aus "sonstigen Gründen" der Klägerin Unterhalt zu
leisten gehabt, Anhalt5punkte für eine vertragliche Untere

haltsverpflichtung seien weder von der Klägerin vorgetragen

worden noch Sonst ersichtlich. Es könne dahingestellt bleiben,

ob eine einstweilige Verfügung des Amtsgerichts über eine

Unterhaltsverpflichtung des Versicherten vorgelegen habeo

Denn eine einstweilige Verfügung sei ebensowenig wie ein

rechtskräftiges Unterhaltsurteil ein "sonstiger Grund" im
Sinne des $ 1265 RVG, weil hierunter nach der Entstehungs»
geschichte und dem Wortlaut des 5 1265 RVO nF "nur materielle
Anspruchsgründe zu verstehen" seien,— Der Versicherte habe
ferner im letzten Jahr vor seinem Tode keinen Unterhalt an
die Klägerin geleistet,

Zur Begründung ihrer gegen dieses Urteil eingelegten Revi—

sion hat die Klägerin vorgetragen: Es sei richtig, daß der
Versicherte im letzten Jahr vor seinem Tode keinen Untere
halt an sie geleistet habe, aber er sei zur Unterhalts»
lpistung verpflichtet gewesen, Diese Verpflichtung habe
aueh dann bestanden, wenn der Versicherte nicht unter“,

_haltsfähig.„ßw gewesen sei; Vor der Inhaftierung sei der
Versicherte zudem auch unterhaltsfähig gewesen; es könne
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ihr nicht zur Last fallenl'daß der Staat denVersicherten
durch die Inhaftierung außerstande gesetzt habe, sie zu
unterhalten‚

Sie beantragt,

unter Aufhebung des_Urteils des Landessozial—‚
gerichts (LSG) Rheinland- Pfalz vom 3 Mai 1961-
die Berufung gegen das Urteil des SG Koblenz

_VOm 23 Oktober 1959 zurückzuw€isen‚

hilfsweise,

die Sache unter Aufhebung des Urteils des LSG
' Rheinland Pfalz vom 3 Mai 1961 zur erneuten
ÜVerhandlung und Entscheidung an dieses Gericht
.zuruCKzuverweiseno

Die Beklagte_beantragtä_

die Revision zurückzuweisen°

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend° Eine einstm

heilige Verfügung könne, da sie nur vorläufigen Charakter

beeitze; keinen "sonstigen Grund" im Sinne des 5 1265 EVO

darstellen, Selbst wenn man, was sie_aber auch verneine,

ein Unterhaltsurteil als "sonstigen Grund" ansehen wolle„n
Nach dem EheG habe eine Verpflichtung des Versicherten zur
Unterhaltsleistung gegenüber der Klägerin nicht bestanden,

da er
seit seiner Inhafti@rung unfähig gewesen sei, Untere

halt zu leisten. '

Der zulässigen Revision mußte der Erfolg.V€rsagt bleiben„

Das Berufungsgericht hat zu Recht entschieden, daß der
Klägerin Hinterbliebenenrente nach 5 1265 EVO nicht zu—
steht
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Obwohl der Versicherte vor Inkrafttreten des Arbeiter-
rentenversicherungs—Neuregelungsgesetzes (ArVNG) ge—

storben ist, richtet sich der An3pruch nach 5 1265 RVO

in der Fassung des ArVNG„ Denn nach Art° 2 5 19 ArVNG
ist, da der Versicherte nach dem 500 April 1942 ver—
storben ist, @ 1265 RVG in der neuen Fassung anzuwenden°

Nach ständiger Rechtsprechung des BSG ist für die Frage,

ob ein gesetzlicher UnterhaltsanSprueh der geschiedenen.
Ehefrau gegen ihren früheren Ehemann zur Zeit seines

Todes bestand, dasjenige Ehegesetz maßgebend, das zur

Zeit des Todes galt, hier also das EheG von 1938 (BSG 5,

277 ff)„

Eine Unterhaltsv€rpflichtung besteht auch nach diesem

Gesetz nur dann, wenn der geschiedene Ehemann für allein

oder überwiegend schuldig erklärt ist, soweit er unter»

haltsfähig und seine frühere Ehefrau unterhaltsbedürftig

ist (vgl° dazu BSG }, 197 ff). Da der Versicherte in den

letzten Jahren vor seinem wahrscheinlichen Tode, von dem

hier auszugehen ist, infolge Verbüßung der wegen Diebstahls

verhängten Zuchthausstrafe und anschließenden Einlief6rung

in ein Konzentrationslager praktisch über kein Einkommen—

verfügte, war er unterhaltsunfähig und daher nicht unter—
.haltspflichtig (vgi° dazu Godin, Ehegesetz, 2„ Aufl.,
Anmo3‘letzter-Absatz zu 5 59; Hoffmann—Stephan,Ehe»
gesetz, Anm° } B, vorletzter Absatz zu @58)° Die
Klägerin meint, es gehe nicht an, diese ZeitSpanne

als maßgebend.anzusehen„ Sie verkennt aber, daß für

die Frage, ob zur Zeit des Todes des Versicherten ’
:eine Unterhaltsverpflichtung gegenüber der geschie-

denen Ehefrau bestanden hat, es gleichgültig ist, auf

machen Gründen die Fähigkeit oder Unfähigkeit des.
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früheren Ehemannes, Unterhaläigu leisten, beruht° Denn die

Hinterbliebenenrente hat n1r/Aufgabe, dann einzutreten, wenn

durch den Tod des Versicherten Unterhaltsverpflichtungen_oder

Unterhaltsleistungen tatsäch‘ich weggefallen sind° Eine sozial—
versicherungsrechtliche Sonderregelung für verfolgte ist‚ins04

weit gesetzlich nicht vorgesehen° Ob die geschiedene Frau eines

Verfolgten ausanderengesetzlichenVorschriften eine Ente '
schädigung verlangen kann, bedarf hier keiner Erörterung, weil

hierüber in demgegenwärtigen Verfahren, in dem es lediglich
um die sozialversicherungsrechtlichen Ansprüche geht, nicht

entschieden werden kann°

Im Gegensatz zu der Auffassung des Berufungsgerichts sind

zwar nach dem Beschluß des Großen Senats des BSG vom

27„ Juni 1965 (GS 5/61) vollstreckbare Unterhaltstitel
grundsätzlich als "sonstiger Grund" im Sinne des 5 1265

RVOanzusehen° Wie der Große Senat aber weiter entschieden'
hat, gilt dies dann nicht mehr, wenn der Versicherte die

Wirkungen des Titels nach den Grundsätzen der 55 323, 767
der Zitilprozeßordnung (ZPO) hätte beseitigen können° Es

mag dahingestellt bleiben, ob eine einstweilige Verfügung

überhaupt einen Titel in diesem Sinne darstellt° Selbst

wenn man das aber annehmen wollte, hätte der Versicherte

diesen nach Eintritt der wesentlichen Änderung seiner wirt»

schaftlichen Verhältnisse ändern lassen können (5 936 i„V„m„

%927 zpo)° Im vorliegenden Fall kann die einstweilige Vera
füsung jedenfalls nicht als sonstiger Grund im Sinne des

% 1265 RVOangesehen werden.

WiO das Berufungsgericht unangefochten festgestellt hat,

hat der Versicherte im Jahr vor seinemTodder Klägerin
keinen Unterhalt geleistet, so daß auch die Voraussetzungen

der 2° Alternative des @ 1265 EVO nicht gegeben sind„
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Die Revision erwies sich somit, da das angefochtene Urteil

im Ergebnis zutreffend ist, als unbegründet° Sie mußte daher
zurückgewiesen werdeno

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 des Sozialgerichts—
ges‘etzes°
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